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Wirtschaft zu diskutieren. Inte-
ressierte Frauen sind jederzeit 
willkommen. Kontakt per E-
Mail an: g.j.kaltenbrunner@t-
online.de 

Die  Vorsitzende ist Gabi 
Kaltenbrunner, ihre Stellver-
treterin  Cornelia Hohensee. 
Der Arbeitskreis hat aktuell 42 
Mitglieder und ist Mitglied im 
Landesverband Baden-Würt-
temberg und UFH Bundesver-
band, auf  Instagram zu finden 
unter: ufh_schwarzwaldbaar 

Schwarzwald-Baar-Kreis. 
Zur Jahreshauptversammlung 
der Unternehmerfrauen im 
Handwerk Schwarzwald-Baar-
Kreis konnte die Vorsitzende 
Gabi Kaltenbrunner zahlreiche 
Mitglieder und als Gäste den 
Präsidenten der Handwerks-
kammer Konstanz, Werner 
Rottler sowie den Landtagsab-
geordneten Frank Bonath be-
grüßen. 

Nach dem Jahresrückblick 
2025, den Berichten der Kassie-

rerin und der Kassenprüfer 
konnte die Vorstandschaft ent-
lastet werden. Werner Rottler 
leitete die Wahl verschiedener 
Vorstandsposten. Alle Posten 
konnten besetzt werden, so 
dass die Vorstandschaft die 
Arbeit fortsetzen kann, so die 
Mitteilung. 

Gisela Huppert wurde für 30 
Jahre Mitgliedschaft und lang-
jährige Mitarbeit im Vorstand 
mit einem Präsent geehrt. Die 
Mitglieder treffen sich einmal 

im Monat zur Weiterbildung 
und zum Austausch. Unter an-
derem steht ein Kurs für Erste 
Hilfe und einem Vortrag zur 
„Digitalen Notfallakte“ auf 
dem Programm. 

Offen für neue Mitglieder
Die Mitglieder nutzten die 
Möglichkeit mit dem Präsiden-
ten Werner Rottler und dem 
Landtagsabgeordneten Frank 
Bonath über die aktuelle Situa-
tion im Handwerk und der 

Unternehmerfrauen tauschen sich aus
Bei der Hauptversammlung gab es ein Treffen mit Werner Rottler und Frank Bonath.

Schwarzwald-Baar-Kreis.  
Die Landräte  Martin Kistler 
(Waldshut), Zeno Danner 
(Konstanz) und Sven Hinterseh 
(Schwarzwald-Baar-Kreis) ha-
ben sich mit Thorsten Frei im 
Kanzleramt zu verschiedenen 
Themen ausgetauscht. 

Unter anderem ging es um 
die kommunalen Finanzen, vor 
allem aber um die Herausforde-
rungen, die sich durch die 
Grenznähe zur Schweiz für die 
drei Landkreise ergeben. Dazu 
gehören die Auswirkungen des 
Flughafens Zürich, aber auch 
das geplante Tiefenlager der 
Schweiz nahe der deutschen 
Grenze sowie die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit 
bei der Abfallentsorgung.  

Kanzleramtsminister 
Thorsten Frei (CDU) stammt 
ursprünglich aus dem Land-

Landräte bei Thorsten Frei
Fluglärm und 
Atomendmülllager 
waren zwei Themen der 
Landräte mit Thorsten 
Frei.

Die drei Landräte Martin Kistler, Waldshut (von links), Sven Hinter-
seh, Schwarzwald-Baar-Kreis (dritter von links) und Zeno Danner,  
Konstanz (rechts) haben in Berlin mit Kanzleramtsminister Thors-
ten Frei  über Themen gesprochen, welche die Region und die Kom-
munen bewegen. Foto: Landratsamt

Der Vorstand der Unternehmerfrauen (hintere Reihe, von links): 
Katja Kaiser und Cornelia Hohensee (vordere Reihe, von links): Bir-
git Beha, Gabi Kaltenbrunner, Cornelia Kaltenbach und Gisela 
Huppert sowie die  Gäste Werner Rottler (links und) der FDP-Land-
tagsabgeordnete  Frank Bonath. Foto: Gerda Wolf

kreis Waldshut und ist Bundes-
tagsabgeordneter des Schwarz-
wald-Baar-Kreises. Er pflegt die 
Kontakte in die Heimat und 
kennt die Herausforderungen.

Schwarzwald-Baar-Kreis.  
„Der von der SPD vorgestellte 
Entwurf zur Reform der Erb-
schaftsteuer schafft zusätzli-
che Belastungen bei der Be-
triebsübergabe vor allem für 
die mittelständischen Fami-
lienunternehmen und vernich-
tet Arbeits- und Ausbildungs-
plätze“, warnt Birgit Hakenjos, 
Präsidentin der IHK Schwarz-
wald-Baar-Heuberg. 

Das Konzept sei Gift für den 
Standort und offenbare ein 
mangelndes Verständnis für 
die Struktur und Bedeutung des 
Mittelstandes. „Der vorgesehe-
ne Freibetrag für Unternehmen 
von fünf Millionen Euro ist un-

verhältnismäßig niedrig, so-
dass in den meisten Fällen er-
hebliche Steuerzahlungen fäl-
lig würden. Schon ein typischer 
Produktionsbetrieb mit Grund-
stück, Maschinen und Fuhrpark 
überschreitet diese Grenze 
deutlich,  ohne dass es sich um 
einen Großkonzern handelt. 

Der SPD-Vorschlag erweist 
sich bei näherem Hinsehen als 
politisches Feigenblatt, keines-

falls aber als tragfähige Option 
für Familienunternehmen. 
Auch die vorgesehenen Stun-
dungsmöglichkeiten helfen der 
nächsten Generation von 
Unternehmerinnen und Unter-
nehmern wenig, weil die Finan-
zierung von Investitionen 
durch die über einige Jahre ge-
streckt abzutragende Steuer-
schulden deutlich erschwert 
werden“, so Hakenjos. 

„Die Lage der Wirtschaft ist 
äußerst schwierig. Diese Er-
kenntnis scheint in der Koali-
tion noch nicht bei allen ange-
kommen zu sein“, kritisiert sie. 
Statt die Wirtschaft weiter zu 
belasten und Arbeits- und Aus-
bildungsplätze zu gefährden, 
müsse die Regierung wie ange-
kündigt alles unternehmen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern. „Das SPD-Konzept 
zur Reform der Erbschaftsteuer 
ist jedoch der Weg in die falsche 
Richtung.“ 

Gefahr für Arbeitsplätze
Die IHK-Präsidentin 
Birgit Hakenjos nimmt 
Stellung zu den SPD-
Vorschlägen zur Reform 
der Erbschaftsteuer

Birgit Hakenjos Foto: IHK-SBH


